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„Die Angst vor kurzfristigem Schmerz
führt zu einer langfristigen Lähmung“
Restrukturierungsexperten warnen vor den Folgen der lang andauernden Coronahilfen
VON SIGRID BRANDSTÄTTER

LINZ. Aktuell halten Förderungen
viele nicht mehr lebensfähige Fir-
men amLeben, kritisiert Bernhard
Klingler, Vorstand von ReTurn, ei-
nem Sanierungsverband mit 400
Experten. Warum das schlecht ist
undwas Startups und Sanierungs-
fälle gemeinsam haben, erklärt
Klingler im OÖN-Interview.

❚OÖN: Ihr Restrukturierungsver-
band meint, dass die Regierung
zu lang Coronahilfen gewährt
hat. Woran machen Sie das fest?
Klingler: Die jüngsten Insolvenz-
zahlen des KSV von 1870 für das
erste Halbjahr zeigen, dass die In-
solvenzen von der Anzahl her um
60 Prozent und von der Höhe der
Verbindlichkeiten um 80 Prozent
unter einem normalen Jahr wie
2019 lagen. Daran siehtman, dass
es keine Unternehmenskrisen im
klassischen Sinn gibt, weil die Li-
quidität durch die Stützungsmaß-
nahmen sehr gut ist. Statistisch
werden 2,2 Prozent der Firmen
proJahr insolvent,derzeitsindwir
bei 0,4 Prozent. Die Fördermaß-
nahmen laufen schon sehr lange
und eher mit der Gießkanne.

❚Aber was ist so schlecht, wenn
es keine Pleiten gibt?
Apriori könnteman sagen, das ist
gut. Weil eine Insolvenz immer
eineKrise ist, dieauchmitArbeits-
platzverlusten einhergeht. Wir se-
hen aber, dass viele Unternehmen
gerade Arbeitskräfte suchen, die-
se aber in geförderten Unterneh-
men gebunden sind, die ohne För-
derung teilweise nicht mehr le-
bensfähig wären. Diese Arbeits-
kräfte werden nicht dem Markt
zur Verfügung gestellt, insofern
fehlt die reinigende Wirkung. Der
Grund für die Nicht-Insolvenzen
sind die hohen Staatsausgaben.
Die Staatsschulden sind in einem
Jahr um 14 Prozentpunkte gestie-
gen. Das ist langfristig nicht finan-
zierbar.

❚Häufigwerden Insolvenzen von
den Finanzämtern oder den Sozi-
alversicherungenbeantragt,weil
Abgaben nicht bezahlt werden.
Wird der Staat Auslöser einer In-
solvenzwelle sein müssen, wenn
die angezogene Handbremse in
diesen Bereichen gelockert wird?
Stimmt, häufig waren Gebiets-

terreich zum letztmöglichen Ter-
min mit 17. Juli umgesetzt. Viele
Länder haben entsprechende Ver-
fahren. Das war ein notwendiger
Schritt.

❚Hätte schon die jüngste Verlän-
gerung der Hilfspakete schon
nicht mehr passieren dürfen?
Die Erstmaßnahmenwaren richtig
undwichtig. Aber jetzt ist die Zeit,
die Förderungen auslaufen zu las-
sen. Wichtig wäre aber, die Eigen-
kapitalsituation zu verbessern.

❚Was mit der Eigenkapitalver-
zinsung für Unternehmen ja pas-
sieren soll.
Ja, das ist ein guter erster Schritt.
Österreich ist aber – was die Zur-
verfügungstellung von Eigenkapi-
tal betrifft –noch immerNachzüg-
ler. Es gibt keine Eigenkapitalin-
vestoren in Form von Sanierungs-
fonds. Der Markt für die Eigenka-
pitalinvestoren funktioniert sehr
schlecht. Es gäbe hier viel Liquidi-
tät, aber die kommt nicht bei den
Firmen an. Das ist ein Standort-
nachteil, den man etwa auch im
Startup-Bereich sieht, wenn die
Firmen größere Beträge brauchen.

❚Das führt dazu, dass die Firmen
an ausländische Eigentümer ge-
hen.
Genau. Das Gleiche gilt im Sanie-
rungsbereich. Auch hier gibt es in-
ternational einen Markt für Sanie-
rungskapital. Dabei stellen Inves-
toren Geld zur Verfügung, wenn
Unternehmen in Schwierigkeiten
sind. In Deutschland gibt es viele
Anbieter, in München allein rund
20. InÖsterreich gibt esdaskaum.
Dadurch sind die Firmen abhängi-
ger von staatlichemGeld – sowohl
imSanierungs- als auch imWachs-
tumsbereich. Viele finanzielle Pro-
bleme könnten durch privates
Geld gelöst werden, dann bräuch-
te der Staat nicht einzuspringen.
Noch ein Aspekt: Wenn es ausrei-
chend privates Eigenkapital gibt,
können auch die Banken mehr
Kredite vergeben.

ReTurn: Bei dem Restrukturie-
rungsverband sind 400 Experten,
Sanierungsberater, Banker, Insol-
venzverwalter und Gläubiger-
schützer Mitglieder. Der Sprecher
des Verbands ist derzeit der Linzer
Bernhard Klingler, Berater bei der
KPMG.

krankenkassen und Finanzämter
insolvenzauslösend. Jetzt kommt
der Aspekt der langfristigen Steu-
erstundungen dazu. Wer 40 Pro-
zent der Steuerschuld begleicht,
kann die restlichen 60 Prozent
über drei Jahre erstrecken. Das
wird ein neues Szenario für das Fi-
nanzministerium. Bisher waren
siekurzfristig sehrkonsequent im
Eintreiben, jetzt stellen sie auf
langfristige Perspektive um – da
glauben wir, dass sich ein Risiko
entwickeln kann.

❚Was bedeutet das: ein Verschie-
ben der Insolvenzwelle?
Genau, wir erwarten nicht, dass in
den nächsten sechs bis zwölf Mo-
naten eine Insolvenzwelle bevor-
steht. Es laufen viele Stundungen
und eswurden viele Kredithaftun-
gen etwa über die Cofag und das
AWS vergeben. All diese Maßnah-
mensinddurchEU-Recht bis 2024
begrenzt. Bis dann muss das zu-
rückgeführt werden. Wahrschein-
lich wird sich das über die nächs-
ten Jahre verteilen – nicht über

eineBugwelle, sondern schrittwei-
se.

❚Das klingt doch nach keiner un-
vernünftigen Entwicklung.
Aberman sollte Krisen aktiv lösen
und nicht verschieben. Die Angst
vor kurzfristigem Schmerz führt
zu einer langfristigenwirtschaftli-
chen Lähmung. Die EU hat schon
nachder Finanzkrise 2008/09 viel
länger gebraucht als andere Welt-
regionen, um wieder auf die
Wachstumsstraße zu kommen.
Das liegt daran, dasswir in Europa
gerne konservieren.

❚Wir bekommen ein neues Re-
strukturierungsrecht, das Gläu-
bigerschützer kritisieren, weil es
eine gerichtliche Sanierung hin-
ter verschlossenen Türen er-
laubt.
Wir sehen diese neue Restruktu-
rierungsordnung als vernünftig
an,weilaufoffenerBühnevieleRe-
strukturierungen zum Scheitern
verurteilt sind. Es war durch EU-
Recht vorgegeben und wird in Ös-

Der Linzer Bernhard Klingler spricht für 400 Sanierer in Österreich. (privat)

NeueMitarbeiter: Erfolgreicher
Eintritt beginnt vor dem ersten
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Finanzpolizei will heuer gezielt gegen Lohndumping vorgehen
Im Vorjahr wurden in Oberösterreich 4087 Unternehmen geprüft und mehr als 1200 Strafanträge gestellt
WIEN/LINZ. Die Betriebsschließun-
gen wegen der Coronapandemie
unddie über langeZeit geschlosse-
nen Grenzen haben zu einem Sin-
ken der Übertretungen des Lohn-
und Sozialdumpinggesetzes ge-
führt, teiltedasFinanzministerium
am Wochenende in einer Aussen-
dung mit. Trotzdem seien fast
30.000 Betriebe und mehr als

60.000 Arbeitnehmer durch die Fi-
nanzpolizei kontrolliert worden,
die zu 8600 Strafanträgen geführt
hätten,heißtes inderAussendung.

InOberösterreich seien 4087 Be-
triebe und 7458 Arbeitnehmer
überprüft worden. Die Kontrollen
führten zu 1230 Strafanträgen. In
fast vier von zehn Strafanträgen
bestand der Verdacht auf Lohn-

„Dass Betrug keinen Lockdown
kennt, zeigen die vielen Aufde-
ckungen der Finanzpolizei trotz
der Schließungen während der Co-
ronapandemie“,wirdFinanzminis-
ter Gernot Blümel in der Aussen-
dung zitiert. Die Erfolgsrate bei
den Kontrollen spreche außerdem
für die Genauigkeit der Arbeit der
Finanzpolizei, so Blümel.

und Sozialdumping, gefolgt von il-
legaler Beschäftigung von Auslän-
dern, die fast ein Drittel der Straf-
anträge ausmachten.

Der diesjährige Kontrollplan
sieht vor, dassdie Finanzpolizei in-
tensiv imBereichdesLohn-undSo-
zialdumpings tätig sein wird. Hier
soll es vermehrt zu Schwerpunkt-
aktionenandenGrenzenkommen. Am Bau wird oft kontrolliert. (BMF)
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Koalition streitet
über geplantes
Investorengericht
WIEN. Inder Frageder aufEU-Ebene
angedachten Investorengerichte
gehen die Positionen der Koaliti-
onspartnerdiametral auseinander.
Während Wirtschaftsministerin
Margarete Schramböck (ÖVP) die
Überlegungen der EU-Kommission
ausdrücklichbegrüßthatte, lehnen
die Grünen solche Investitions-
gerichte grundsätzlich ab.

„Margarete Schramböck kann
sich äußern, wie sie will“, sagte der
grüne Nationalratsabgeordnete
Michel Reimon im Gespräch mit
dem Nachrichtenmagazin „profil“.
„Das wird bei uns nicht durchge-
hen“, so Reimon. Er begründet sei-
ne Ablehnung damit, dass Rechts-
staatlichkeit in der EU für alle gel-
ten müsse, nicht nur für Investo-
ren. Deswegen brauche es für die
Unabhängigkeit und Fairness der
EU-Justiz andere Instrumente als
Investitionsschutz, etwa rechts-
staatliche Verfahren gegen einzel-
ne Mitgliedsstaaten.

Kurz für Steuersenkung
WIEN. Nach der Pandemie trete Ös-
terreich bei der Bekämpfung der
wirtschaftlichen Folgen in eine
neue Phase. „Jetzt werden wir wie-
der verstärkt unseren Fokus auf
steuerliche Entlastungen legen
und zum anderen auf eine starke
Standortpolitik setzen, dieweitere
Arbeitsplätze schafft“, sagte Bun-
deskanzler Sebastian Kurz.

Keine Inflationsgefahr
FRANKFURT. EZB-Direktorin Isabel
Schnabel hält trotz Chancen für
kräftigere Wachstumsraten im
Euro-Raumnach der Pandemie die
derzeitigen Inflationssorgen für
nicht gerechtfertigt. „Selbst in die-
sem Umfeld sind Befürchtungen
einer zu hohen Inflation unbe-
gründet“, sagte die deutsche Öko-
nomin bei einer Veranstaltung in
Frankfurt.
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